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Analysen und Berichte Föderalismus

Wolfgang Renzsch

Die deutsche Bildungsmisere und der 
Bundesstaat
Die unbefriedigenden Zustände im Bildungswesen haben viel mit der föderalen Struktur des 
Landes zu tun. Grundsätzlich ist die Bildung Ländersache, aber in der Landespolitik haben 
die bundesgesetzlich defi nierten Aufgaben nach Art. 83 GG Priorität vor denen, für die die 
Länder selbst zuständig sind. Verschärft wird das Problem durch die Schuldenbremse, die 
den Ländern fi nanzielle Spielräume zur eigenständigen Politikgestaltung nimmt. Im Bereich 
der Hochschulen kommt hinzu, dass das Bereitstellen von Studienplätzen für viele Länder ein 
Verlustgeschäft darstellt, und es weitaus attraktiver ist, Absolventen aus anderen Ländern 
abzuwerben als selbst in Hochschulen zu investieren.

Bei den gescheiterten Verhandlungen über eine „Jamaika“-
Koalition wie auch bei denen über eine „große“ Koalition 
2017/2018 spielte die Bildungspolitik eine zentrale Rolle. Es 
besteht die Absicht, das „Kooperationsverbot“ (Art. 104b 
Abs. 1 GG) weiter zu lockern und erhebliche Finanzmittel 
auch des Bundes (Bund und Länder zusammen 11 Mrd. 
Euro) in die Verbesserung der Situation an den Schulen zu 
investieren. Angesichts dieser einhelligen Priorität für die 
Bildung sollte es eigentlich gut um sie bestellt sein. Wer 
sich aber an frühere Wahlen und Regierungsprogramme 
erinnert, weiß, das alles ist nicht neu: Bereits 2008 rief Bun-
deskanzlerin Angela Merkel die „Bildungsrepublik“ aus 
und hat den „Ausbau des Bildungssektors als zentrale po-
litische Aufgabe für die nächsten Jahre bezeichnet.“1

Betrachtet man das, was sich in den letzten zehn Jah-
ren tatsächlich getan hat, ist das Ergebnis ernüchternd. 
Nimmt man internationale Vergleichsdaten der OECD2 
oder die PISA-Ergebnisse3, dann schneidet das „Land der 

1 O.V.: Merkel ruft „Bildungsrepublik“ aus, FAZ.net vom 12.6.2008, 
http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/nationaler-bildungsbericht-
merkel-ruft-bildungsrepublik-aus-1545858.html (28.2.2018).

2 OECD Daten: Education spending, https://data.oecd.org/eduresour-
ce/education-spending.htm (28.2.2018).

3 OECD Daten: Reading performance (PISA), https://data.oecd.org/pi-
sa/reading-performance-pisa.htm (28.2.2018).

Dichter und Denker“ eher mittelmäßig ab. Ein Zusammen-
hang von Ausgaben und Ergebnissen ist schwerlich von 
der Hand zu weisen. Verfolgt man „nur“, was sich quasi 
täglich vor der eigenen Haustür abspielt und sich in der lo-
kalen und regionalen Presse niederschlägt – Unterrichts-
stunden fallen aus, es fehlt an Lehrern, mittlerweile wer-
den „alle“ eingestellt, die Qualifi kation ist nachrangig, die 
Schulgebäude sind in einem desolaten Zustand, manch-
mal stinkt es im wahrsten Sinne des Wortes „zum Himmel“ 
–, dann wird man die Zustände kaum als zufriedenstellend 
bezeichnen können. Hier stellt sich die Frage, warum ein 
führendes Industrieland wie Deutschland im Bereich der 
Bildung und Wissenschaft nicht so abschneidet, wie man 
es sich wünschen würde – trotz des wiederholten Hinwei-
ses, dass Bildung der einzige verfügbare Rohstoff sei.

Die Länder, in Deutschland für Bildung und Wissenschaft 
zuständig, sind die eindeutig schwächere Ebene des 
Bundesstaates. Der größte Teil der Gesetzgebung liegt 
beim Bund, insbesondere die Steuergesetzgebung (Art. 
105 GG). Die Länder sind nahezu vollständig auf die Er-
träge von bundesgesetzlich regulierten Steuern angewie-
sen. Die Grunderwerbsteuer, mit von den Ländern selbst 
bestimmtem Hebesatz, macht gerade etwa 2 % des Steu-
eraufkommens der Länder aus. Der bisher einzige Weg zu 
autonomen Einnahmen, nämlich die Aufnahme von Kre-
diten, wurde ihnen durch die Schuldenbremse versperrt. 
Aber nicht nur bei den Einnahmen sind die Länder abhän-
gig von der Bundesebene, sondern auch deren Verwen-
dung wird in einem weiten Umfang durch Bundesgeset-
ze vorgegeben. Art. 83 GG bestimmt, dass die Länder 
Bundesgesetze als eigene Angelegenheit ausführen. Das 
heißt auch, dass die Länder für die Ausführung der Bun-
desgesetze bezahlen. Art. 104a GG besagt, dass Bund 
und Länder „gesondert die Ausgaben [tragen], die sich 
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aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben …“. Eine 
der Aufgaben der Länder ist die Ausführung von Bundes-
gesetzen. Aus dieser sehr eigentümlichen, historisch be-
dingten Konstruktion des deutschen Bundesstaates folgt, 
dass die bundesgesetzlich defi nierten Aufgaben der Län-
der Priorität vor den Kernaufgaben der Länder, nämlich 
Bildung und Wissenschaft sowie innere Sicherheit, Kom-
munalangelegenheiten und der Kultur im Allgemeinen be-
sitzen. Das schlägt sich auch in der Entwicklung der Aus-
gaben nieder, wie das Beispiel der Bildung im Vergleich 
mit anderen Ausgaben zeigt.

Bedeutung der föderalen Struktur

Die Abbildung 1 zeigt das Verhältnis von gesamtstaatli-
chen Steuereinnahmen und den drei größten Ausgaben-
blöcken Soziale Sicherung, soweit steuerfi nanziert, Bil-
dung und Forschung sowie Zinsausgaben von 1998 bis 
2011. Der größte Ausgabenposten im öffentlichen Haus-
halt sind die Ausgaben für die soziale Sicherung, hier oh-
ne beitragsfi nanzierte Sozialversicherungen. Die Sozial-
ausgaben stiegen von 1998 bis 2011 um knapp 100 Mrd. 
Euro von 137 Mrd. Euro auf 233 Mrd. Euro oder um rund 
70 %. Demgegenüber wuchsen die öffentlichen Ausgaben 
für Bildung und Forschung – hier Schulen, Hochschulen, 
Förderung von Schülern und Studierenden sowie auße-
runiversitäre Forschung – lediglich von 88 Mrd. Euro auf 
105 Mrd. Euro oder knapp 20 %. Die Zinsausgaben wa-
ren hingegen rückläufi g. Sie verringerten sich von 68 Mrd. 
Euro (1998) auf 57 Mrd. Euro (2011). Dies ist eine Folge der 
Konsolidierungspolitik des Bundes und der Länder, also 
der „schwarzen Null“, sowie der Niedrigzinspolitik der Eu-
ropäischen Zentralbank. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

stieg in derselben Zeit von 2018 Mrd. Euro auf 2703 Mrd. 
Euro4

 oder um rund 33 %, die gesamtstaatlichen Steuer-
einnahmen um ca. 35 %. Zumindest was den aus Steu-
ermitteln fi nanzierten Anteil an den Bildungsausgaben 
betrifft, hinken sie sowohl hinter der Entwicklung des BIP 
wie auch des Steueraufkommens hinterher.

Deutlich wird hier auch, in welchen Konkurrenzverhältnis-
sen die Bildungs- und Wissenschaftsausgaben stehen: 
Sozialausgaben und Zinslasten. Beides sind Ausgaben, 
die kaum autonom beeinfl usst werden können. Die So-
zialausgaben, auch die der Länder, sind in weitem Um-
fang bundesrechtlich festgelegt, die Bedienung der Zins-
ausgaben zählt zu den rechtlichen Verpfl ichtungen eines 
Staates. Wenn Konsolidierungsdruck besteht, wie seit 
Jahren schon, und wie er auch in den nächsten Jahren 
trotz hoher Steuereinnahmen wegen der Schuldenbrem-
se bleiben wird, dann sind die Ausgaben für Bildung und 
Wissenschaft diejenigen, bei denen die Länder zuerst 
sparen können. Sie bieten vom Umfang her auch genü-
gend Substanz und betreffen nur eine Minderheit der 
Wähler direkt.

Um den vermuteten Zusammenhang zwischen föderaler 
Struktur einerseits und Ausgaben für Bildung und Wis-
senschaft andererseits näher zu bestimmen, ist es erfor-
derlich, dabei zwischen Bund und Ländern zu unterschei-
den. Von den öffentlichen Gesamtausgaben für Bildung 
und Forschung in der Abgrenzung der Finanzstatistik 
in Höhe von 121,6 Mrd. Euro (2014) trugen der Bund 8,1 
Mrd. Euro, die Länder 86,7 Mrd. Euro und die Gemeinden 
26,8 Mrd. Euro, d. h. 71 % der Aufwendung tragen die Län-

4 Statistisches Bundesamt: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, 
Inlandsproduktberechnung, Fachserie 18, Reihe 1.5, Tabelle 1.2.

Abbildung 1
Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen 
Haushalte (ohne Sozialversicherungen) 

Quellen: Statistisches Bundesamt: Rechenergebnisse der öffentlichen 
Haushalte, Fachserie 14, Reihe 3.1., 2011, Tabelle 2; BMF: Kassenmäßige 
Steuereinnahmen nach Gebietskörperschaften.
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der, zusammen mit den Gemeinden sind es sogar 93 %.5 
Der Bundesanteil beträgt lediglich 7 %. Die Zukunftsauf-
gaben Bildung und Forschung werden also hauptsächlich 
von der deutlich schwächeren Ebene des Bundesstaates 
verantwortet.

Im Zusammenhang von Bildungsausgaben und Bundes-
staat ist es wichtig, die Länderebene einschließlich der Ge-
meinden zu betrachten. Die Zusammenfassung der Daten 
von Ländern und Gemeinden ist aus zwei Gründen geboten:

1. Rechtlich sind die Gemeinden Teil der Länder. Bei den 
Stadtstaaten ist die Trennung von staatlicher und kom-
munaler Ebene ohnehin nur fi ktiv.

2. Die Ausgaben der Gemeinden sind in allen Ländern, 
wenn auch in unterschiedlichem Maß, durchlaufende 
Mittel der Länder, z. B. für Schulbauten oder in Bay-
ern auch für Lehrer, die in Städten wie München oder 
Nürnberg teilweise im Kommunaldienst stehen. Der 
unterschiedliche Kommunalisierungsgrad in den Län-
dern würde zu Verzerrungen der Daten führen.

Im Jahr 2014 beliefen sich die Bildungsausgaben der Län-
der nach dem Bildungsfi nanzbericht 2017 des Statistischen 
Bundesamtes auf 1398 Euro je Einwohner, hinzu kamen 

5 Bildungsfi nanzbericht 2017, S. 30.

Mittel des Bundes im Umfang von 99 Euro je Einwohner. 
Auch 2015 bis 2017 stiegen die Ausgaben. 2017 erreichen 
sie nach vorläufi gen Ergebnissen 1652 Euro je Einwohner. 
Allerdings sind die Ausgaben je Land und Einwohner deut-
lich unterschiedlich (vgl. Abbildung 2 und Tabelle 1): Erwar-
tungsgemäß wenden die Stadtstaaten als große Universi-
tätsstandorte das meiste Geld pro Einwohner für Bildung 
und Wissenschaft auf. Im Länderfi nanzausgleich wird das 
auch bei der Einwohnerwertung zugunsten der Stadtstaa-
ten berücksichtigt. Das fi nanziell schwache Bremen liegt 
allerdings nur auf dem Niveau der Flächenländer, die sich 
höhere Bildungsausgaben leisten, wohl auch deshalb, weil 
Bremen keine medizinische Fakultät unterhält. Dasselbe 
gilt für das Schlusslicht bei den Ausgaben, Brandenburg. 
Unter den Flächenländern spiegeln die Bildungsausgaben 
deren Finanzkraft wider: Hessen, Baden-Württemberg, 
Bayern, aber auch Nordrhein-Westfalen sind hier die Spit-
zenreiter. Die fi nanzschwachen Länder Schleswig-Hol-
stein, Saarland, Rheinland-Pfalz und Niedersachsen liegen 
deutlich unter dem Durchschnitt.

Bemerkenswert ist die Entwicklung in den ostdeutschen 
Ländern: Ihre Ausgaben lagen 1995 deutlich über denen 
der westdeutschen Flächenländer. In den folgenden Jahren 
kürzten sie ihre Bildungsausgaben und erreichen das Ni-
veau von 1995 teilweise erst wieder im Jahr 2005, teilweise 
2010. Heute liegen die Ausgaben von Sachsen über, die von 
Sachsen-Anhalt und Thüringen etwa auf dem Niveau der 

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016

Baden-Württemberg 230 197 217 238 237 253 217 263 295 306 329

Bayern 183 185 191 204 217 228 216 220 237 245 255

Brandenburg 98 98 88 95 101 118 105 109 118 122 131

Hessen 244 239 259 275 291 328 326 341 335 336 339

Mecklenburg-Vorpommern 207 196 202 219 227 265 248 246 279 269 280

Niedersachsen 184 192 206 208 224 227 237 235 255 275 281

Nordrhein-Westfalen 226 217 222 234 245 259 283 326 348 337 361

Rheinland-Pfalz 154 191 182 192 204 216 195 195 200 202 199

Saarland 215 206 223 207 237 231 252 259 239 232 231

Sachsen 222 231 237 263 243 255 266 309 279 289 284

Sachsen-Anhalt 197 203 203 188 21 226 239 248 239 246 241

Schleswig-Holstein 151 150 146 154 156 166 184 180 180 181 190

Thüringen 192 190 238 213 224 214 211 213 215 239 239

Berlin 334 325 320 348 322 311 371 383 393 410 415

Bremen 324 334 298 304 302 307 291 302 328 342 354

Hamburg 341 353 360 359 374 401 377 358 357 365 375

Tabelle 1
Laufende Ausgaben (Grundmittel) der Länder für Hochschulen
pro Einwohner in Euro

Quelle: Statistisches Bundesamt: Bildungsfi nanzbericht 2017, Tabelle 3.3, Hochschulen.
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fi nanzschwachen westdeutschen Flächenländer. Hier wird 
deutlich, dass die Bildungschancen in den Ländern von de-
ren Finanzkraft abhängen. Von „Einheitlichkeit der Lebens-
verhältnisse“ kann hier nicht so recht die Rede sein.

Hochschulen

Hinsichtlich der Hochschulen sind die Unterschiede der 
Landespolitik ausgeprägter, was insbesondere an der Stu-
dierendenquote deutlich wird. Im Wintersemester 2016/2017 
studierten an den Hochschulen 2,8 Mio. junge Menschen. 
Die Studierendenquote zeigt, dass die Länder in merklich 
unterschiedlicher Weise zu der gesamtstaatlichen Aufgabe 
Hochschulausbildung beitragen. Mit knapp 51 bis 56 Studie-
renden je 1000 Einwohner leisten die drei Stadtstaaten am 
meisten (vgl. Abbildung 3). Unter den Flächenländern stellen 
insbesondere Nordrhein-Westfalen und Hessen mit 43 bzw. 
40 Studierenden je 1000 Einwohner die meisten Studienplät-
ze. Brandenburg, Schleswig-Holstein und wohl auch Nie-
dersachsen nutzen ihre Randlage zu den Stadtstaaten aus 
und weisen eine vergleichsweise geringe Studierendenzahl 
auf: 20 respektive 26 Studierende je 1000 Einwohner. Die 
ostdeutschen Länder liegen alle unter dem Durchschnitt. 
Überraschend ist vielleicht, dass Bayern, das sich gern als 
Musterland sieht, bei den Leistungen für die akademische 
Ausbildung mit 29 Studierenden je 1000 Einwohner unter 
dem Durchschnitt, noch hinter dem fi nanziell schwachen 
Saarland mit 31 Studierenden je 1000 Einwohner liegt.

Schaut man auf die Ausgaben der Länder für Hochschu-
len je Einwohner, überrascht es nicht, dass Brandenburg 
und Schleswig-Holstein die Schlusslichter bilden. Beide 
profi tieren von ihren Randlagen zu den Stadtstaaten, die 
ein deutlich größeres Angebot bereithalten als die Flä-
chenländer. Bei Brandenburg kommt hinzu, dass das 
Land keine Medizinerausbildung anbietet. Die Spitzen-

gruppe bilden die Stadtstaaten, Berlin vor Hamburg (seit 
2012), und Nordrhein-Westfalen (vgl. Abbildung 4).

Wie kann man die Bereitschaft der Länder, in die Hoch-
schulausbildung zu investieren, erklären? Neben histori-
schen Umständen – jedes Land hat seine Hochschulland-
schaft erst einmal „geerbt“ – spielt der Bedarf des Lan-
des eine Rolle. Es liegt im wirtschaftlichen Interesse eines 
Landes, Fachkräfte für den Arbeitsmarkt bereitzustellen. 
Dass dieses Interesse aber auch begrenzt ist, zeigt sich 
daran, dass sich zwei Länder, Brandenburg und Bremen, 
hinsichtlich der ärztlichen Versorgung im Land gänzlich 
auf Zuwanderung verlassen. Wenn man bedenkt, dass 
die Ausbildung eines Hochschulabsolventen einem Land 
durchschnittlich knapp 10 000 Euro pro Studienjahr kos-
tet, die eines Mediziners aber mehr als 28 000 Euro pro 
Studienjahr6, liegt es nahe, dass ein Land seine Fachkräf-
te lieber von außen anwirbt als selbst ausbildet. Wenn 
Länder sehen, dass sie in die Ausbildung von Fachkräften 
investieren, andere Länder aber den Nutzen haben, dann 
ist klar, dass die Bereitschaft sinkt, in die Ausbildung jun-
ger Menschen zu investieren. Umgekehrt: Warum selbst 
in die Ausbildung investieren, wenn man die nötigen 
Fachkräfte auch von anderen Ländern abwerben kann. 
Bremen und Brandenburg machen das bei ihren Ärzten 
so, im Saldo aller Hochschulabsolventen auch Bayern.7

6 Statistisches Bundesamt: Hochschulen auf einen Blick 2016, S. 38.
7 Vgl. auch M. Olsen: The Principle of „Fiscal Equivalence“: The Divisi-

on of Responsibilities among Different Levels of Government, in: The 
American Economic Review, 59. Jg. (1969), S. 485: „Thus each local 
district fi nds that its educational expenditures provide an external 
economy to the rest of the nation, and it therefore will spend too little 
on education.“

Abbildung 3
Studierende je 1000 Einwohner 2016/2017

Quelle: Statistisches Jahrbuch 2017, Tab. 2.1.4 und 3.6.1.
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Abbildung 4
Laufende Ausgaben (Grundmittel) für Hochschulen 
ausgewählter Länder

Quelle: Statistisches Bundesamt: Bildungsfi nanzbericht, Ausgaben für 
Bildung (Tabellenteil), Tab. 3.3., https://www.destatis.de/DE/Publikati-
onen/Thematisch/BildungForschungKultur/BildungKulturFinanzen/Bil-
dungsfi nanzberichtTabellenteil.html (13.3.2018).
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Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wer gewinnt 
und wer verliert bei diesem Wettbewerb. Diese Frage lässt 
sich mit einem Blick auf die Wanderungen von Hochschul-
absolventen klären. Hierbei geht es um die Frage, wie vie-
le Hochschulabsolventen eines Landes ihre erste Stelle 
in dem Land des Abschlusses antreten und wie viele in 
anderen Ländern (vgl. Abbildung 5). Neuere, bisher nicht 
veröffentlichte Daten des Deutschen Zentrums für Hoch-
schul- und Wissenschaftsforschung zeigen, dass Gewinne 
und Verluste sehr unterschiedlich verteilt sind. In den gro-
ßen und bevölkerungsreichen Ländern ist die Quote der im 
Land bleibenden Studierenden vergleichsweise hoch. Die 
süddeutschen Länder, aber auch Nordrhein-Westfalen, wo 
auch die attraktivsten Arbeitsmarktbedingungen angebo-
ten werden, liegen mit einer Verbleibquote von ca. 80 % an 
der Spitze. Die Schlusslichter bilden mit 50 % und weniger 
die ostdeutschen Länder mit Ausnahme Sachsens.

Im Folgenden werden als Beispiele für die Mobilität von 
Absolventen Bayern und Sachsen-Anhalt gewählt. Be-
kannt ist, in welche Länder Hochschulabsolventen abge-
wandert sind. Die Absolventen der Hochschulen Sach-
sen-Anhalts fanden in Sachsen (12 %), Niedersachsen 
(11 %), Bayern (6 %), Berlin (5 %), Baden-Württemberg 
und Hessen (je 4 %) sowie den anderen Ländern ihre ers-
te Anstellung (vgl. Abbildungen 6 und 7).

Interessant wäre es, den Wanderungssaldo zu kennen. 
Aber den genau zu bestimmen, ist aus methodischen 
Gründen mit den zur Verfügung stehenden Daten nicht 
möglich. Aus den vorliegenden aggregierten Zahlen der 
Jahre 2005, 2009 und 2013 ist aber zu entnehmen, dass 
z. B. Sachsen-Anhalt eine Zuwanderung aus fünf benach-

barten Ländern zwischen 1 % und 4 % der dortigen Ab-
solventen hatte. Auch wenn es nicht möglich ist, den Sal-
do zu bestimmen, zeigen doch die Relationen – 12 % der 
Absolventen aus Sachsen-Anhalt gehen nach Sachsen, 
2 % der sächsischen kommen nach Sachsen-Anhalt, für 
Niedersachsen lauten die Zahlen 11 % Abwanderung zu 
1 % Zuwanderung, für Bayern 6 % zu 0 %, für Berlin 5 % 
zu 0 % usw. –, dass Sachsen-Anhalt für nahezu das ge-
samte Deutschland ausbildet, selbst dafür nur wenig zu-
rückbekommt. Kein Wunder, dass der Finanzminister von 
Sachsen-Anhalt 2013 die Ausgaben für die Hochschulen 
bis 2025 um 50 Mio. Euro zurückfahren wollte. Der Wi-
derstand der Wissenschaftsministerin führte zu deren 
Entlassung.8 Sachsen-Anhalt, die anderen ostdeutschen 
Länder und das Saarland sind die Verlierer dieses Spiels, 
die Gewinner sind die süddeutschen Länder, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen und Berlin.

Betrachtet man das Ganze aus fi nanzpolitischer Sicht, er-
gibt sich kein Nullsummenspiel, sondern es gibt eindeu-
tig bestimmbare Gewinner und Verlierer. Das Statistische 
Bundesamt veranschlagt eine Universitätsausbildung auf 
rund 50 400 Euro9, was etwa auf die bereits erwähnten 
10 000 Euro pro Jahr hinausläuft. Dem steht ein Steueran-

8 O.V.: „Das käme einem Wasserentzug gleich“, Interview mit Ministe-
rin Wolff, in: Volksstimme vom 17.4.2013, https://www.volksstimme.
de/nachrichten/sachsen_anhalt/1058864_Das-kaeme-einem-Was-
serentzug-gleich.html (13.3.2018); M. Bock, T. Scheer: Wolff krtisiert 
Sparkurs – und muss gehen, in: Volksstimme vom 20.4.2013, https://
www.volksstimme.de/nachrichten/sachsen_anhalt/1061173_Wolff-
kritisiert-Sparkurs-und-muss-gehen.html (13.3.2018).

9 Statistisches Bundesamt: Hochschulen auf einen Blick, Wiesbaden 
2016, S. 44.

Abbildung 5
Verbleib von Absolventen, 2005, 2009, 2013

Quelle: Deutsches Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung: 
Absolventenpanel, Rohdaten, unveröffentlicht.
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Abbildung 6
Sachsen-Anhalt: Ab- und Zuwanderung von 
Hochschulabsolventen aus anderen Ländern
in % der jeweiligen Länder 2005, 2009, 2013
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Quelle: Deutsches Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung: 
Absolventenpanel, Rohdaten, unveröffentlicht.
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Abbildung 7
Bayern: Ab- und Zuwanderung von 
Hochschulabsolventen aus anderen Ländern
in % der jeweiligen Länder 2005, 2009, 2013

Abbildung 8
Finanzausgleich und Braindrain nach 
Länderfi nanzausgleich
in Euro pro Einwohner

Quelle: O. Stettes: Die föderale Ordnung im Bildungswesen: Eine Analyse 
aus bildungsökonomischer Perspektive, in: Institut der deutschen Wirt-
schaft Köln (Hrsg.): Föderalismus in Deutschland. Ökonomische Analyse 
und Reformbedarf, Köln 2007, S. 120.

 Fasst man die beiden hier diskutierten Aspekte – die Kos-
ten-Nutzen-Rechnung für ein Land und die Wanderun-
gen – zusammen, zeigt sich, dass die fi nanziellen Anreize 
eines Landes in die Hochschulausbildung seiner Bevöl-
kerung zu investieren, eher gering sind. Ein Studieren-
der kostet deutlich mehr, als er dem Land als Einwohner 
nach Finanzausgleich einbringt, sofern er als Studieren-
der überhaupt seinen Hauptwohnsitz im Land des Studi-
enortes hat – was vielfach nicht der Fall ist. Attraktiv ist 
es hingegen, andernorts und auf Kosten anderer Länder 
qualifi zierte Personen anzuwerben. In diesem Wettbe-
werb scheint Bayern der Sieger zu sein. Nicht attraktiv ist 
es hingegen, für andere Länder auszubilden. Die Verlierer 
in dieser Disziplin sind die ostdeutschen Länder, die die 
höchste Abwanderung bei geringer Zuwanderung ver-
zeichnen.

Fazit

Die föderale Struktur, insbesondere die fi skalföderale, 
führt dazu, dass es für die Länder aus fi nanzpolitischer 
Sicht wenig attraktiv ist, in Bildung, insbesondere in 
Hochschulen und Hochschulausbildung, zu investieren. 
Der Ertrag aus solchen Investitionen ist fraglich. Warum 
sollen Länder mit einem negativen Wanderungssaldo den 
Bedarf in anderen Ländern bezahlen und warum sollten 
Länder mit attraktiven Chancen für Hochschulabsolven-
ten nicht auf Zuwanderung setzen? Beide haben einen 
Anreiz, bei Investitionen in Bildung und Wissenschaft zu-
rückhaltend zu sein.

-10 -5 0 5

Thüringen

Sachsen
Mecklenburg-Vorpommern

Brandenburg
Berlin

Saarland
Baden-Württemberg

Rheinland-Pfalz
Hessen

Nordrhein-Westfalen
Bremen

Niedersachsen
Hamburg

Schleswig-Holstein

ZuwanderungAbwanderung

Sachsen-Anhalt

1510 -2158 54
66
122
141
154
155
175
252
258
266
307
494
533
577

4187
4417

-3000-2000-1000 0 1000 2000 3000 4000 5000

Mecklenburg-Vorpommern
Bremen

Saarland
Hamburg

Thüringen
Brandenburg

Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein

Rheinland-Pfalz
Sachsen

Berlin
Hessen

Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Baden-Württemberg

Bund
Bayern

spruch der Flächenländer von derzeit gut 4000 Euro, im 
Fall der Stadtstaaten von ca. 5400 Euro je Einwohner, ge-
genüber. Das ist etwa die Summe, die derzeit den einzel-
nen Ländern pro Einwohner nach Länderfi nanzausgleich 
zur Verfügung steht. Behält aber der Studierende seinen 
Hauptwohnsitz im „Hotel Mama“ außerhalb des Bundes-
landes, in dem er studiert, ist der Ertrag null. Bleibt der 
Studierende nach dem Examen im Land und zahlt dort 
Steuern, verbleiben dem Land auch nach Länderfi nanz-
ausgleich deutliche steuerliche Mehreinnahmen.

Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln hat im Jahr 
2007 die fi nanziellen Effekte der Absolventenwanderung 
simuliert.10 Die zitierten Zahlen sind etwa zehn Jahre alt, 
strukturell trifft die Analyse aber noch in vollem Umfang 
zu. Diesem Modell liegt die Annahme zugrunde, dass ein 
Hochschulabsolvent aus Rostock seine erste Stelle nicht 
in Rostock, sondern in München antritt und eine jährliche 
Lohnsteuerlast von 10 000 Euro zu tragen hat. Die fi nan-
ziellen Effekte wären, dass Mecklenburg-Vorpommern 
durch den Wegzug dieser Personen nach Länderfi nanz-
ausgleich Mindereinnahmen in Höhe von 2158 Euro pro 
Einwohner hätte, Bayern hingegen einen Gewinn von 
4416 Euro. Der Bundesanteil an den Steuern in Höhe von 
4187 Euro ist unabhängig vom Wohnsitz der Steuerpfl ich-
tigen (vgl. Abbildung 8).

10 O. Stettes: Die föderale Ordnung im Bildungswesen: Eine Analyse 
aus bildungsökonomischer Perspektive, in: Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln (Hrsg.): Föderalismus in Deutschland. Ökonomische 
Analyse und Reformbedarf, Köln 2007, S. 120.

Quelle: Deutsches Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung: 
Absolventenpanel, Rohdaten, unveröffentlicht.
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Warum sollte sich das Land auch anders verhalten? Tat-
sächlich stecken insbesondere die ostdeutschen Länder 
in einem kaum lösbaren Dilemma: Einerseits ist der Ertrag 
von Investitionen in Bildung und Wissenschaft für das 
Land eine höchst unsichere Sache. Man bildet am Ende 
dafür aus, dass die Absolventen aus dem Land andern-
orts zur wirtschaftlichen Wertschöpfung beitragen und 
Steuern zahlen, und erlebt zugleich, dass die Länder, die 
in diesem Spiel gewinnen, den Länderfi nanzausgleich in-
frage stellen. Tatsächlich sind die Gewinner der Neurege-
lung ab 2020 nicht die schwachen, sondern die starken 
Länder. Andererseits werden akademisch qualifi zierte 
Fachkräfte im Land für seine wirtschaftliche Entwicklung 
dringend benötigt. Ein entsprechendes Angebot an qua-
lifi zierten Menschen – nicht nur aus dem MINT-Fächern 
– ist erforderlich, um das Land attraktiv für Investoren 
zu machen. Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
spielen bei Unternehmensentscheidungen und für deren 
Erfolg eine nicht unerhebliche Rolle.

Dem Dilemma, unter den Bedingungen von Konsolidie-
rungsdruck und Schuldenbremse einerseits Fachkräfte 
vor Ort ausbilden zu müssen, aber zu wissen, dass zu 
einem großen Teil andere Länder davon profi tieren, die 
selbst für ihren Bedarf zu wenig ausbilden, kann ein ein-
zelnes Land von sich aus nicht entkommen. Gravierend 
ist, dass dieses Spiel die Kluft zwischen den Ländern, die 
die Kosten von Hochschulbildung tragen, und denen, die 
von ihr profi tieren, vergrößert. Von dem Verfassungsziel 
der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse entfernen wir 
uns eher, als dass wir ihm näherkommen.

Gibt es einen Ausweg? Wir bräuchten ein deutlich stärke-
res Engagement des Bundes, aber in einer anderen Form 
als im Rahmen des Hochschulpaktes, der kaum als nach-
haltig bezeichnet werden kann. Stellt man sich einmal vor, 
dass Art. 91b Abs. 1 Ziffer 2 GG nicht nur von „Vorhaben“ 
der Wissenschaft und Forschung an Hochschulen spre-
chen würde, sondern auch von „laufendem Unterhalt“, wie 
es 1969 bei der Erstformulierung des damaligen Art. 91 a 
Abs. 1 GG – Ausbau und Neubau von Hochschulen – einfa-
che Mehrheiten des Bundestages und Bundesrates woll-
ten, aber keine verfassungsändernde Mehrheit zustande 
brachten, dann kämen wir aus dem Dilemma heraus. Sinn-

voll wäre eine Gleichstellung der Hochschulen mit den au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen. Konkret hieße 
das, dass der Bund die Kosten der Hochschulen zur Hälfte 
oder mehr fi nanziert. Dies wäre sehr vernünftig, denn:

1. Die außeruniversitären Forschungseinrichtungen wie 
die Leibniz-Institute oder die Max-Planck-Gesellschaft 
und andere sind in ihren Disziplinen in der Forschung 
vielfach weitaus erfolgreicher als die Universitäten.

2. Aufgrund der Mobilität der Studierenden und der Ab-
solventen ist Hochschulausbildung keine regionale 
Aufgabe, sondern eine überregionale. Das rechtfertigt 
eine kontinuierliche und nachhaltige fi nanzielle Betei-
ligung des Bundes. Dieses insbesondere, wenn man 
bedenkt, dass im Rahmen der Neuordnung der Bund-
Länder-Beziehungen ab 2020 dem Bund das Recht 
eingeräumt wird, die „kommunale Bildungsinfrastruk-
tur“ mit zu fi nanzieren. Schulgebäuden, darum geht es, 
wird offensichtlich eine höhere Bedeutung beigemes-
sen als der Hochschulausbildung.

3. Wenn die Hochschulen eine Grundfi nanzierung aus 
Bundesmitteln hätten, wenn Hochschulen für die Län-
der kein Zuschussgeschäft mehr darstellten, wären sie 
eher daran interessiert, ihre Hochschulen für Studie-
rende attraktiv zu machen. Es liegt ja im Interesse des 
Landes, hochqualifi zierte Arbeitskräfte anbieten zu 
können, auch wenn dieses Interesse gegenüber kon-
kreten fi nanziellen Interessen abstrakt bleibt.

4. Wenn eine Finanzierung durch den Bund nachfrageori-
entiert erfolgen würde, also nach dem Grundsatz, Geld 
folgt den Studierenden, dann gäbe es auch sicherlich 
bald einen sehr viel interessanteren Wettbewerb der 
Hochschulen um die Studierenden.

Um so etwas durchzusetzen, benötigt man allerdings die 
entsprechenden politischen Mehrheiten, die derzeit kaum 
erkennbar sind. Gegner einer solchen Lösung wäre kaum 
der Bund, der an einer verbesserten internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit der Hochschulen interessiert ist. Geg-
ner waren und sind die starken Länder, die von der beste-
henden Schiefl age profi tieren.
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